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Leserbrief

18 Millionen Euro für Tiefgaragen-Sanierung, LZ vom 25.10.2017
Es ist schon merkwürdig. Überall in Bayern werden Aufklärungskampagnen durchgeführt, die über die Grundlagen der Sparkassen aufklären. Dazu sind regelmäßig die Sparkassenvorstände eingeladen, damit eine sinnvolle Diskussion zustande kommt und Unklarheiten sofort ausgeräumt werden können. Es erscheint jedoch niemand, allerdings werden Spione geschickt. Auf diese Weise ist kein direkter Austausch möglich. So auch in Landshut. 

Nun war bei dem Treffen die Presse anwesend, so dass der Sparkassenvorstand dazu Stellung nehmen musste. Er hat das mit uralten und sattsam bekannten Äußerungen getan und offensichtlich nicht bemerkt, dass in den letzten zwölf Monaten gravierende Änderungen im Sparkassensystem stattgefunden haben. 

Dazu einige Hinweise:

Es ist mittlerweile anerkannt, dass die Sparkasse eine Bürgerbank ist, die dem Bürger gehört und nicht dem Sparkassenvorstand.

Die Rechte des Sparkassenvorstands sind durch das Sparkassengesetz klargestellt, er ist nur das ausführende Organ. Über ihm steht der Verwaltungsrat, der dem Vorstand Weisungen erteilt und die strategische Planung der Sparkasse vorgibt. Bisher war es umgekehrt: Der Sparkassenvorstand diktierte, was zu tun ist und der Verwaltungsrat nickte mangels meist nicht vorhandenen Fachwissens ab. Insofern hätte die Stellungnahme zur Veranstaltung vom Verwaltungsratsvorsitzenden (OB Putz) kommen müssen.  Fragen zur Gewinnausschüttung und Blick in die Zukunft sind Sache des Verwaltungsrats und nicht des Sparkassenvorstands.

Der Sparkassenvorstand hat offensichtlich auch nicht bemerkt, dass es neben der Jahresbilanz seit 2014 auch einen jährlichen Offenlegungsbericht gibt, in dem zwei Größen beziffert werden müssen, die bisher streng geheim waren. Es ist das Eigenkapital und es sind die sog. risikogewichteten Aktiva. Letztere sind Kredite und Wertpapiere, die nicht zu 100% mit Sicherheiten unterlegt sind. Diese zwei Größen und deren Entwicklung über die Jahre hinweg sind der Kern der Tätigkeit einer Sparkasse. Der aus den beiden Größen abgeleitete Quotient ist die sog. Kapitalquote. Sie ist der Maßstab für die Qualität der Sparkasse und wird über Zuschläge vom Bundesaufsichtsamt für Finanzen (BaFin) reguliert. Damit soll die Spreu vom Weizen getrennt werden. Die BaFin will auf diese Art vermeiden, dass es noch einmal einen katastrophalen Crash des Bankensystems wie 2008/2009 gibt.

Nun hat die Sparkasse Landshut eine Kapitalquote von 26,5 %. Damit ist sie - wie schon 2015 - an dritter Stelle von 69 bayerischen Sparkassen. Man konnte daher erwarten, dass 75% des Gewinns ausgeschüttet werden, so wie es in § 21 der Sparkassenordnung als zwingendes Ermessen vorgesehen ist. Nur im Ausnahmefall kann davon abgewichen werden, der bei dieser hohen Kapitalquote sicher nicht vorliegt. In Landshut hätten daher 2016 bei einem Jahresüberschuss von 3,5 Mio. €  rund 2,6 Mio. € ausgeschüttet werden können. Dass dies nicht geschah ist ein Verstoß gegen die Sparkassenordnung. Die Stadtsparkasse Nürnberg hat 2016 eine Kapitalquote von nur 15,0 % und trotzdem insgesamt 5,3 Mio. € an die Träger ausgeschüttet.

Gerne rechtfertigen sich Vorstände für ihr Vorgehen mit der derzeitigen Niedrigzinsphase. Die niedrigen Zinsen beziehen sich aber sowohl auf die Guthabenzinsen als auch auf die Kreditzinsen. Die Sparkasse lebt aber vom Saldo aus diesen beiden Größen. Und dieser ist seit Jahren stabil in einer Bandbreite von 62 Mio. € bis 68 Mio. €. Durch niedrigere Personalkosten wird der Saldo wieder erhöht. Natürlich sind die Sparer die großen Verlierer, es gibt aber auch Gewinner: die Kreditnehmer und der Staat über die Staatsverschuldung

Der Hinweis auf die unsichere Zukunft ist reine Panikmache. Damit sollte eigentlich niemand beeindruckt werden. Wer die Finanzpolitik der EZB verfolgt wird feststellen, dass diese sehr vorsichtig agiert und als wirksames Instrument die Kapitalquote einsetzt.

 Wegen der Niedrigzinsphase schreibt nun die BaFin einen bestimmten Zuschlag zur Kapitalquote vor. Er gilt seit 2016 und musste von jeder Sparkasse anhand eines „Zinsschocks“ ermittelt werden. Je nachdem beträgt dieser SREP-Zuschlag zwischen 0 und 2,6 %-Punkten. Landshut liegt mit 2,6% im höchsten Bereich, genauso wie  12 andere Sparkassen von 69 bayerischen. Alle übrigen Sparkassen haben niedrigere Zuschlagswerte. Wenn man sich  also über die Höhe des Zuschlags beschwert, so ist das Problem hausgemacht. Der Verwaltungsrat sollte sich energisch darum kümmern, warum der Zuschlag so hoch ist und für Abhilfe sorgen. Angestrebt sollte der Wert 0 werden. Seitens der BaFin ist bezüglich der geforderten Mindestkapitalquote für 2017 eine Kapitalquote von 11,850% vorgeschrieben, nicht einmal halb so hoch die Landshuter Kapitalquote (26,5%).

Für die Ausschüttung legt die Sparkasse als Maßstab den erwirtschafteten Jahresüberschuss zugrunde, der aber regelmäßig vom Verwaltungsrat einer Sicherheitsrücklage zugeführt wird.

Auch hier hat es eine dramatische Änderung gegeben.

Durch den Druck der BaFin auf die Kreditinstitute, die versteckten Gewinne offenzulegen, wurden diese ab 2011 in einen bis dato stiefmütterlich behandelten sog. „Fonds für allgemeine Bankrisiken“ gesteckt. Wie der Name schon sagt, handelt es sich um Gelder, die wie die normale Sicherheitsrücklage auch für Notzeiten gebildet werden. Die Verfügung über diesen Fonds hat allerdings der Sparkassenvorstand und nicht der Verwaltungsrat. Es hat sich, wie auch anderswo, in der Praxis eingebürgert, einen Großteil des Gewinns vorab durch den Vorstand in den Fonds zu stecken und nur ein Minimum als Gewinn auszuweisen. In den vergangenen Jahren gab es in Landshut regelmäßig einen Gewinn von rund 20 Mio. €, davon erhielt 17 Mio. € der Fonds und über 3 Mio. € durfte der Verwaltungsrat entscheiden, ob dieser Betrag (teilweise) ausgeschüttet oder der Sicherheitsrücklage zugeführt werden soll. 

Dieser Vorgehensweise hat letztes Jahr das Finanzministerium in Düsseldorf als oberste Aufsichtsbehörde der Sparkassen in NRW ein Ende bereitet. Es hat festgestellt, dass bei hoher Fondsdotierung (wie in Landshut) ein Ermessenmissbrauch seitens des Sparkassenvorstands vorliegt. Die Rechte des Verwaltungsrats als oberstes Organ wurden dadurch unterlaufen und die Interessen des Trägers auf angemessene Vergütung missachtet. Ferner muss die Notwendigkeit einer Dotierung begründet sein. Das Jahresergebnis wurde für rechtswidrig erklärt. Die Stadt Düsseldorf – um die es hier ging – erhielt nachträglich 25 Mio. €, 2016 wieder 15 Mio. €. Es handelt sich dabei um die Interpretation von Bundesrecht (340g HGB) und gilt daher auch in Bayern und damit in Landshut. In Zukunft muss der Verwaltungsrat und nicht mehr der Sparkassenvorstand entscheiden, wie der Gesamtgewinn aufgeteilt wird, wie viel als Rücklage in den Fonds und wie viel als Rücklage in die Sicherheitsrücklage. Das ist Fakt, auch wenn die Sparkassen gegen diese Tatsache opponieren. 

Die Rücklage ist also die Summe von Fonds für allgemeine Bankrisiken plus Sicherheitsrücklage! Diese Summe deckt sich übrigens mit dem Begriff des Eigenkapitals im Offenlegungsbericht (544 Mio. €).

Damit ist auch die gebetsmühlenartig wiederholte Feststellung falsch, dass nur der Bestand der Sicherheitsrücklage ins Verhältnis zu den risikogewichteten Aktiva die richtige Kapitalquote ergibt.. Auf diese Weise kommt man tatsächlich auf eine „Pseudo-Kapitalquote“ von 9%. Mit der Folge, dass nur 25 % des Gewinns ausgeschüttet werden können. Eine geschickte Geschäftspolitik hat es bisher verstanden, dass die Sicherheitsrücklage von 190 Mio. € in 2012 auf 194 Mio. € in 2016 gestiegen ist. Im gleichen Zeitraum stieg der Fonds von 300 Mio. € auf 351 Mio. €. Dem Verwaltungsrat kann man  - wie in NRW – den Vorwurf nicht ersparen, dass er sich das hat gefallen lassen.

Die Tatsache, dass die Sparkasse 500.000 € an die Träger für soziale Zwecke ist sehr begrüßenswert. Allerdings haben Stadt und Landkreis Landshut 2016 auf mindestens 2,6 Mio. € Gewinnausschüttung verzichtet und damit ihrerseits die Sparkasse subventioniert. 

Schließlich soll noch auf die 18,8 Mio. Abschreibung eingegangen werden. In der Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) 2016 gibt es eine Position 13: „Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft“. Hier steht der Betrag von 18,847 Mio. €.  Dass es sich nicht um Baumaßnahmen handelt, wurde vom Vorstand richtig gestellt. Es hätte aber in den Anmerkungen zur GuV stehen müssen, dass es sich dabei um die Auflösung einer stillen Reserve und Zuführung zum Eigenkapital handelt, die nach § 340f HGB gebildet worden ist. In den vergangenen Jahren wurde stets ein Betrag in dieser Höhe nach § 340g HGB dem Fonds zugeführt. Hat man diesen Teil der stillen Reserve aufgelöst? Hat dieser Teil die zulässige Obergrenze des § 340f HGB überschritten? Wusste man, dass nach den Bestimmungen von NRW und der bayerischen Sparkassenordnung 75% der Zuführungen zum Fonds plus Jahresüberschuss (18,8+3,5=22,2 Mio. €, davon 75% = 16,7 Mio. €) ausgeschüttet werden können und wollte das verhindern?

Fragen über Fragen, die alle auf eine sachliche Antwort durch den Verwaltungsratsvorsitzenden  warten.
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